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Udo Ernst Simonis
„Neue Internationale Wirtschaftsordnung66
Zum Problem der Anpassung von Wirtschaft und 
Gesellschaft in der Bundesrepublik

Eine neue internationale Wirtschaftsordnung ist unerläßlich, soll es endlich zu dem not­
wendigen Ausgleich zwischen Industrie- und Entwicklungsländern kommen. Der Markt­
mechanismus macht, wie sich immer wieder zeigt, die Reichen reicher und die Armen 
ärmer; darum lehnen die Entwicklungsländer verständlicherweise die bisherige Welt­
wirtschaftsordnung ab. Der international angesehene Wirtschaftswissenschaftler Udo 
Ernst Simonis weist auf die Konsequenzen für die Bundesrepublik bei der Neuordnung 
der Weltwirtschaft hin, und auf ihre Verantwortung als eines der wirtschaftlich stärksten 
Industrieländer.

Jede Nation, die sich für ein stupides Festhalten am internationalen Status quo 
entscheidet, muß damit rechnen, auf praktisch jedem internationalen Forum in die 
Defensive zu geraten. Die neue internationale Wirtschaftsordnung ist keine leere 
Phrase. Sie ist ein neues Phänomen -  und die Debatte über Wege und Maßnahmen zu 
ihrer Errichtung hat gerade erst begonnen.

RIO-Bericht an den Club o f Rome, 1976

Fünf Fragen Mit diesen Bemerkungen zum Thema „Neue Internationale Wirt-
zum Thema schaftsordnung“ soll fünf Fragen nachgegangen werden:

•  Warum ist eine neue internationale Wirtschaftsordnung notwendig?
•  Wie kann ein entsprechender wirtschaftlicher Anpassungsprozeß 
inganggesetzt und gesteuert werden?
•  Welche Schwierigkeiten wird eine solche Anpassung hervorrufen?
•  Welche Teilfragen werden derzeit international gehandelt1 und 
warum?
•  Worin besteht die besondere Verantwortung der Bundesrepublik in 
den bevorstehenden Verhandlungen?

Neue Impulse 
für den
Nord-Süd-Dialog

Die Lösung der vielfältigen internationalen wirtschaftlichen Probleme 
und insbesondere der Entwicklungsprobleme der Länder der sogenann­
ten Dritten Welt setzt die Bereitschaft und die Fähigkeit zu grund­
legenden Veränderungen im internationalen Wirtschaftszusammen­
hang voraus; für den „Nord-Süd-Dialog“ sind neue Impulse dringend er­
forderlich. Man möchte meinen, daß eine solche (oder ähnliche) Aus­
gangsthese die allgemeine Zustimmung derjenigen finden müßte, die
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über die derzeitige internationale wirtschaftliche Situation nach- 
denken. Doch was schrieb zum Beispiel eine führende deutsche Wochen­
zeitung kürzlich zu unserem Thema?
Dem Lebensnerv der Weltwirtschaft, so meinte Die Zeit (29. 4. 77), 
drohen von drei Seiten tödliche Gefahren: der mangelnden Einsicht, daß 
der Kampf gegen Arbeitslosigkeit ohne stabiles Geld mit einer Nieder­
lage enden muß; der Liquiditätsenge einiger kleiner europäischer Länder 
und einiger großer Entwicklungsländer und der Forderung der Ent­
wicklungsländer nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung. Inbezugauf 
die bevorstehenden internationalen Konferenzen kommt die Zeitung zu 
der Folgerung, daß es jetzt darum ginge, „... die geeignete Strategie 
zur Abwehr der Forderung nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung...“ 
zu finden und daß „... die Bundesregierung ein vitales Interesse daran 
(habe), auf den ... Konferenzen die Weichen so zu stellen, daß der Todes­
stoß gegen die freie Weltwirtschaftsordnung abgewehrt wird“.
Die konservative (und teils reaktionäre) Haltung dieser führenden 
deutschen Zeitung in Wirtschaftsfragen ist bekannt; auch könnte es 
sein, daß in diesem Falle die veröffentlichte Meinung der öffentlichen 
Meinung in der Bundesrepublik weitgehend entspricht. Was aber ist 
falsch an dieser Darstellung, was gar gefährlich, wenn sie das Hand­
lungswissen der politisch Verantwortlichen bestimmt?

Die Forderung nach einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung ist 
in einer Periode ökonomischer Turbulenz gestellt worden; die inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehungen sind ins Ungleichgewicht geraten. 
Die Industrieländer stehen vor der - schwierigen Frage der Wachstums­
anpassung und notwendiger ökonomischer Umstrukturierungen. Zu­
rück liegt die Zeit des raschen Wachstums der Wirtschaft und der 
Schaffung einer machtvollen industriellen Maschinerie. Die Phase des 
rapiden Wirtschaftswachstums scheint von einer Phase des rapiden Pro­
blemwachstums abgelöst worden zu sein. Die ökonomische Krise in den 
Industrieländern scheint mehrundmehr Dauercharakter zu bekommen. 
Zugleich hat die bisherige Prosperitätserfahrung ein neues Angst- 
Phänomen erzeugt, die Angst nämlich davor, daß die „guten Zeiten“ 
vorbei sein könnten.
Geht man von der Hypothese aus, daß diese ökonomische Krise und de­
ren Struktur nicht nur national begründet, sondern auch wesentlich von 
den internationalen Regelmechanismen geschaffen und beeinflußt wird, 
so mag die Folgerung gelten, daß es für die Industrieländer, wenn sie mit 
ihren ökonomischen Problemen fertigwerden wollen, im eigenen Inter­
esse liegen muß, daß Änderungen in der internationalen Wirtschafts­
ordnung herbeigeführt werden. Und die gegenwärtige Krise der Welt­
wirtschaft und der Beziehungen zwischen den Ländern ist auch (und 
vorallem) eine Krise der internationalen Strukturen. Was jetzt an­
steht, sind institutioneile Reformen auf der Basis des Erkennens ge­

int emationaie 
Wirtschafts­
beziehungen
im Ungleichgewicht
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Die ökonomische
Abhängigkeit der 
Entwicklungsländer
schwindet

meinsamer wechselseitiger Interessen in einer zunehmend inter- 
dependenten Welt. „Was erforderlich ist, ist eine neue internationale 
Ordnung, in der alle vom Wandel Nutzen ziehen“ (RIO-Bericht).
Die Entwicklungsländer haben in einer Periode des politischen Unab- 
hängigwerdens die Erfahrung gemacht, daß politische Unabhängigkeit 
noch nicht ökonomisches „frei sein“ heißt. Sie haben die Lehre ge­
zogen, daß politische Unabhängigkeit nicht ohne weiteres auch ein 
hohes Maß ökonomischer Unabhängigkeit einschließt, daß ohne öko­
nomische Stärke die politische Unabhängigkeit unvollkommen und un­
sicher ist. Leopold Senghor, der Präsident von Senegal, vertrat bei sei­
nem Staatsbesuch in der Bundesrepublik kürzlich die Meinung, daß 
Afrika heute abhängiger sei als zur Kolonialzeit. Den Drang nach öko­
nomischer Emanzipation hat Egon Bahr wie folgt umschrieben: „Die 
Länder der Dritten Welt haben den Kolonialismus politisch überwun­
den“, das Ziel sei, ihn „auch wirtschaftlich zu überwinden und industriell 
aus dem Zustand einseitiger Abhängigkeit herauszukommen“.

Die hohe ökonomische Abhängigkeit der Entwicklungsländer ist zum 
Teil eine Folge der institutioneilen Ordnung der Weltwirtschaft. De­
ren relevante Regelmechanism en sind geschaffen worden, als die heuti­
gen Entwicklungsländer noch keine Stimme hatten. Heute stellen die 
Entwicklungsländer selbst wesentliche Prämissen des internationalen 
wirtschaftlichen Systems, dessen disparitäre (ungleichheitsfördemde) 
Auswirkungen offensichtlich geworden sind, immer mehr infrage. Ins­
besondere stellen sie die Prämisse infrage, daß freie Märkte zu einem 
Optimum der internationalen Allokation (Verteilung) der Ressourcen 
führen. Es wird gesagt, daß freie Märkte jenen zugute kommen, die 
ohnehin schon am besten dastehen.
In den entwickelteren Ländern weiß man imgrunde sehr wohl, daß auf 
der nationalen Ebene die Marktmechanismen dazu tendieren, die „Ar­
men“ zu ignorieren; die Armen haben keine oder keine ausreichende 
Kaufkraft in einer marktbestimmten Gesellschaft. Noch mehr ist dies 
der Fall auf der internationalen Ebene, wo jene „Fangnetze für Unter­
privilegierte“, wie sie in den entwickelteren Ländern in einem langwieri­
gen historischen Prozeß geschaffen worden sind, noch weitgehend feh­
len. Das „Sozialmachen des ökonomischen Prinzips“ ist international ge­
sehen bisher noch nicht gelungen.
Die internationalen Ungleichheiten werden zunehmend deutlich, doch 
sind sie in sich sehr unterschiedlich. Vereinfacht und symbolhaft gesagt: 
es besteht ein Armuts-Vorhang, der Nord und Süd materiell abgrenzt, 
und ein Vorhang, der Reich und Arm im Süden voneinander trennt. 
(Dieser Sachverhalt wird, etwas kompliziert, aber doch zurecht, mit dem 
Begriff der „strukturellen Heterogenität“ umschrieben.) In der reichen 
Welt debattiert man über die „Qualität des Lebens“, in der armen Welt 
geht es um das Leben überhaupt.
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Monetär betrachtet leben heute zwei Drittel der Menschheit -  falls 
man das überhaupt „leben“ nennen kann — mit etwa 1 Mark pro Kopf 
und Tag. Angesichts dieser Situation — und man könnte viele Details 
nennen -  scheinen marginale Änderungen der bestehenden internatio­
nalen Wirtschaftsordnung nicht mehr ausreichend zu sein. Diese Ver­
hältnisse begründen die Forderungen der Entwicklungsländer nach 
strukturellen, grundsätzlichen Änderungen der internationalen wirt­
schaftlichen Ordnung, die keinen ausreichenden positiven realen Trans­
fer zugunsten der Entwicklungsländer hervorbringt, fast mit logischer 
Konsequenz.
Es ist also eigentlich keineswegs überraschend, daß es zu Deklarationen 
kommt, wie sie beispielsweise auf der 7. UNO-Sondersitzung verabschie­
det wurden, oder wie sie in der „Charta der ökonomischen Rechte und 
Pflichten der Staaten“ niedergelegt worden sind -  der die Bundesrepu­
blik Deutschland allerdings nicht zugestimmt hat.

Freilich sind die konzeptionellen Vorstellungen darüber, wie eine Neue 
Internationale Wirtschaftsordnung aussehen könnte, noch in einem 
Frühstadium; sie sind in sich nicht konsistent oder auf ihre möglichen 
Konsequenzen hin noch nicht genügend durchdacht. Einigkeit dürfte 
darüber bestehen, daß eine neue internationale Wirtschaftsordnung 
Änderungen und Anpassungen in den Entwicklungsländern, in den 
Industrieländern, in den Beziehungen zwischen den Entwicklungslän­
dern und den Industrieländern und im globalen System erfordert. Die 
konkreten Vorschläge und Empfehlungen, die gemacht worden sind, le­
gen jedoch -  in höchst unterschiedlichem Maße -  das Schwergewicht 
oft nur auf eine dieser Kategorien.

Als bisher umfassendsten Versuch, eine Neue Internationale Wirt­
schaftsordnung zu bestimmen, sehe ich den RIO-Bericht. an. Normative 
Ausgangsbasis dieses Berichts sind die Empfehlungen in den offiziellen 
Dokumenten der Vereinten Nationen. Das heißt, die Forderungen der 
Entwicklungsländer werden zunächst einmal im allgemeinen als berech­
tigt angesehen. Ausgangspunkt der Argumentation bildet die Tatsache 
der zunehmenden gegenseitigen Abhängigkeit der Länder der Welt und 
die Prämisse, daß jegliche verantwortungsbewußte Wirtschafts-, Sozial- 
und Kulturpolitik das Wohl der gesamten Weltbevölkerung ins Auge 
fassen muß. Zur Frage, wie nun die internationale Ordnung neu zu ge­
stalten sei, damit dieses Gesamtwohlergehen verbessert werden kann, 
werden Ziele spezifiziert und Mittel zur Verwirklichung dieser Ziele 
vorgeschlagen. Es sollen die Grundbedürfnisse befriedigt, eine gerechte 
Verteilung von Einkommen und Arbeit angestrebt und die kulturellen 
Verschiedenheiten anerkannt werden.
Um eine derartige Ordnung zu verwirklichen, werden Institutionen be­
nötigt, die die erforderlichen Mittel und Instrumente handhaben, ein-

Forderungen der 
armen Länder

Änderungen in 
allen „Kategorien“ 
von Ländern

Offizielle 
UNO-Dokumente 
und der 
RIO-Bericht
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Der
Rüstungswettlauf

Die
BevölkerungS’
expansion

Das
Nahrungsmittel-
defizit

schließlich abstrakter Institutionen, wie freie oder aber regulierte 
Märkte. Als Weltordnung wird die Gesamtheit aller Institutionen und 
Kontakte zwischen den Einwohnern der Erde definiert; der Teil dieser 
komplexen Struktur, der sich oberhalb der nationalen Ebene befindet, 
wird als „internationale Ordnung“ bezeichnet. Damit kommt dann 
eine Hauptfrage der Neuordnung auf, nämlich die nach dem optimalen 
Entschlußniveau für Entscheidungen, die getroffen werden müssen. 
Aufgrund dieser Begriffsbestimmungen kommt der RlO-Bericht auf 
eine bestimmte Anzahl von Problembereichen, für die die Effekte ihrer 
Lösungsentscheidungen weltweit sind; in diesen Problembereichen 
bedarf es also einer Entschlußfassung auf Weltebene. Was sind diese 
wesentlichen Problembereiche?

a) An erster Stelle nennt der Bericht -  und dies ist im Sinne einer Prio­
rität zu verstehen — den nachwievor stattfindenden Rüstungswettlauf. 
Die Militärausgaben der Welt betragen gegenwärtig rund 300 Milliar­
den Dollar pro Jahr, oder umgerechnet fast 90 Millionen DM pro 
Stunde. Dieser Wettlauf beraubt die Welt weitgehend der Mittel, die 
für die Entwicklungsfinanzierung nötig sind. Weiterhin: etwa 500000 
Wissenschaftler und Ingenieure widmen ihre Lebensarbeit der militäri­
schen Forschung und Anwendung. Die dahinter stehenden Finanzmittel 
machen etwa 40% aller öffentlichen und privaten Forschungs- und 
Anwendungsausgaben der Welt aus.

b) Gegenwärtig werden auf der Welt monatlich ca 600 000 Menschen ge­
boren, etwa 88% davon in den Entwicklungsländern. Von dieser Bevöl­
kerungsexpansion geht ein enormer Druck auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Systeme aus. So macht die in weniger als einer Generation zu 
erwartende Verdoppelung der Bevölkerung der Dritten Welt auch in 
etwa eine Verdoppelung der Investitionen in die Infrastruktur dieser Län­
der erforderlich -  und dies allein, um den bisherigen Standard zu halten. 
Eine Verdoppelung der Bevölkerung bedeutet in etwa die Notwendigkeit 
zur Verdreifachung der Zahl der Arbeitsplätze.

c) In den 50er Jahren hatten die Entwicklungsländer ihre Nahrungs­
produktion um etwa 0,7% pro Kopf und Jahr steigern können, in den 
60er Jahren dagegen lag diese Rate bei nur 0,2%. Diese prozentuale 
Steigerung entspricht in etwa einer zusätzlichen Produktion von 
400 Gramm pro Kopf. Diesen 400 Gramm in den Entwicklungsländern 
stehen etwa 11000 Gramm zusätzlichen Konsums an Nahrungsmitteln 
in den Industrieländern gegenüber. Schon aus diesem Grunde ist das 
Nahrungsproblem kein Problem, das primär und vorallem die Entwick­
lungsländer angeht. So sind durch die Inflation in den westlichen Indu­
strieländern die Preise für landwirtschaftliche Maschinen rasch angestie­
gen; die Preise für Traktoren haben sich beispielsweise innerhalb von
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zwei Jahren verdoppelt. In den USA, in Japan und auch in den Ent­
wicklungsländern sind in den letzten Jahren Maßnahmen zur Senkung 
der Düngemittelproduktion getroffen worden; die Düngemittelpro­
duktion ist ihrerseits eine Grundvoraussetzung für die Steigerung der 
Produktion im Nahrungsbereich. Nach Schätzungen hat die Redu­
zierung der Düngemittelexporte aus den USA aufgrund einer Entschei­
dung im Jahre 1974 die Produktion von 20 Millionen Tonnen Getreide 
in den Ländern der Dritten Welt verhindert.

d) Die städtische Bevölkerung der Welt hat sich in den letzten 20 Jah­
ren in etwa verdoppelt. Neben der nachwievor sehr hohen natürlichen 
Bevölkerungszuwachsrate in den Entwicklungsländern, ist hierfür die 
rapide Abwanderung vom Land in die Stadt verantwortlich. Diese 
wiederum ist wesentlich abhängig von der Nicht-Entwicklung der länd­
lichen Gebiete, dh auch von den fehlerhaften Prioritäten im Hinblick 
auf die Neo-Investitionen, die weitgehend nur in den städtischen Ge­
bieten getätigt worden sind. Die Landreform muß in den Entwicklungs­
ländern stärker beachtet werden; was aber auch notwendig ist — und 
damit sind die Investoren aus den Industrieländern angesprochen —, ist 
die Umlenkung der investiven Mittel in die ländlichen Gebiete. Mo­
dernisierung kann nicht länger mit Urbanisierung gleichgesetzt werden.

e) Die Belastung der natürlichen Umwelt ist ganz sicherlich abhängig 
vom erreichten Grad der Urbanisierung und der Industrialisierung; sie 
ist aber auch abhängig von den im Bereich der Landwirtschaft angewen­
deten Methoden. Das Umweltproblem ist insofern nicht primär nur ein 
Problem der Industrieländer, nicht kurzfristig und schon gamicht lang­
fristig.

f) Knapp formuliert, gibt es im derzeitigen internationalen Währungs­
system zwei Gefahren: die Tendenz der Inflationierung und die relative 
Bevorzugung der hoch entwickelten Länder bzw die nicht ausreichende 
präferentielle (vorrangige) Behandlung der am wenigsten entwickelten 
Länder. Das Schuldenproblem hat ganz gewaltige Ausmaße angenom­
men. Die Gesamtverschuldung der Entwicklungsländer beträgt schät­
zungsweise 600 Milliarden DM, verschiedene Entwicklungsländer be­
nötigen bereits mehr als 50% ihrer Deviseneinnahmen zur Zinszahlung 
und Tilgung der Auslandskredite. Hieran zeigt sich das Abhängigkeits­
problem besonders deutlich. Was den Handel betrifft, so sei hier nur an­
gemerkt, daß die Tendenz zur Verringerung des Anteils der Entwick­
lungsländer (wenn man die Ölländer ausnimmt) am gesamten realen 
Welthandel bis in die jüngste Zeit hinein angehalten hat (derzeit 
ca 16%). Völlig unterentwickelt ist der Handel zwischen den Ent­
wicklungsländern ; etwa drei Viertel ihres Handels ist nicht Handel 
untereinander, sondern Handel mit den westlichen Industrieländern.

Das
Siedlongsproblem

Die
Umweltbelastung

Das
Währungs- und 
Handelssystem



90 Simonis: „Neue Internationale Wirtschaftsordnung'

Natürliche 
Ressourcen, 
Rohstoffe, Energie

g) Über die Ölfrage hinausgehend, sind die Rohstoffe in jüngster Zeit zu 
einem Zentralthema der internationalen Problem-Diskussion geworden. 
Etwa 50% der bisher bekannten Rohstofflager befinden sich jedoch nicht 
in den Entwicklungsländern, sondern in (einigen) Industrieländern. Jede 
generelle Behandlung der Rohstoff-Frage führt daher zu Zufallsgewinnen 
bei den Industrieländern -  was sicherlich nicht im Interesse der Entwick­
lungsländer sein kann. Das Interesse der Entwicklungsländer an preis­
stabilisierenden Maßnahmen für ihre Rohstoffe (die UNCTAD-Forde- 
rung nach einem Gemeinsamen Fonds) wird von den meisten Industrie­
ländern (nicht von allen) als Versuch der Preisanhebung interpretiert, die 
einen Real-Transfer von den Industrieländern in die Entwicklungsländer 
zurfolge haben müsse. Diese Folgerung wäre jedoch nur dann richtig, 
wenn die Preisanhebung bei Rohstoffen langfristig gelänge und keine 
Kompensation über die steigenden Industriegüterpreise stattfände. Noch 
aber spricht alles dafür, daß die Verteilung der Gewinne aus dem inter­
nationalen Handel zu Ungunsten der Entwicklungsländer ausgeht.

Wissenschaft 
und Technologie, 
transnationale 
Unternehmen

h) Nirgendwo ist die Disparität zwischen Industrie- und Entwicklungs­
ländern so groß und deutlich wie im Bereich der Schaffung und An­
wendung von Wissenschaft und Technologie. Die Entwicklungsländer 
sind abhängig oder halten sich abhängig von einem Wissens- und Techno­
logietransfer, der bisher weitgehend über transnationale Unternehmen 
abgewickelt wird. Wenn keine wesentlichen Änderungen eintreten — so 
ist geschätzt worden - ,  werden die transnationalen Unternehmen vor 
Ende der 80er Jahre etwa 40% der gesamten Weltproduktion kon­
trollieren.
Ungewißheit herrscht dagegen über die endgültige Verteilung der posi­
tiven und negativen entwicklungspolitischen Effekte der transnatio­
nalen Unternehmen und über die Frage, wie man diese Verteilung plan­
voll steuern könnte. Was den Transfer von Wissen und Technologie als 
positive entwicklungspolitische Kategorie angeht, so ist dies ein ekla­
tantes Beispiel „großer Worte und weniger Taten“: Was transferiert 
wird, ist in aller Regel die falsche Technologie. Es bestehen auch kaum 
Anreize und keine Kontrollmechanismen dafür, daß es zu einem Transfer 
„angepaßter Technologie“ kommt, dh zu einer Technik, die kosten­
günstig Arbeitsplätze schaffen kann, mit den natürlichen Rohstoffen 
schonend umgeht und auf dem jeweils vorhandenen Ausbildungsniveau 
auf baut. Die Gründe dafür kann man leicht erkennen: Wenn und solange 
Technologietransfer über transnationale Unternehmen erfolgt, diese 
aber ihrerseits in der Vorderfront des technologischen Fortschritts 
w estlicher Prägung stehen (ein Wesensmerkmal der Charakterisierung 
eines transnationalen Unternehmens), dann ist ein Transfer an Tech­
nologie, die für die Entwicklungsländer im Hinblick auf ihre allgemeine 
Ressourcen-Ausstattung am besten geeignet ist, nicht zu erwarten.
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Die Komplexität und die Interdependenz der hier herausgestellten Pro­
blembereiche, die im Hinblick auf die Schaffung einer neuen internatio­
nalen Wirtschaftsordnung einer Lösung näher gebracht werden müssen, 
ist groß, des Beweises bedarf es nicht. Klein und einfach erscheint dage­
gen die Zahl der Teilfragen einer neuen internationalen Wirtschafts­
ordnung, die derzeit auf dem „globalen Basar“ gehandelt werden. Der 
Nord-Süd-Dialog dreht sich im wesentlichen nur um drei Punkte der 
Gesamtproblematik:
•  das Rohstoffproblem,
•  die öffentliche Entwicklungshilfe,
•  das Schuldenproblem.

Zum ersten Punkt hatte die 4. Welthandelskonferenz 1974 (UNCTAD) 
in Nairobi nach langem Streit mit dem Konsensus geendet, daß über ein 
integriertes Rohstoffprogramm und einen gemeinsamen Fonds weiter 
gesprochen werden könne. Auf den Nachfolge-Verhandlungen in Genf 
dagegen wurde diese Thematik ergebnislos vertagt: „Bittere Enttäu­
schung für die Entwicklungsländer“ und „Völliger Fehlschlag“, so laute­
ten die Schlagzeilen der Tagespresse. Andererseits ist in den letzten 
Monaten eine gewisse Bewegung in der Haltung der westlichen Indu­
strieländer eingetreten. Die Bundesregierung als bisher eigentlich 
schärfster Gegner der Forderungen der Entwicklungsländer hat sich aus 
ihrer passiven Defensive herausbegeben, die EG hat sich einigen Vor­
schlägen der Bundesregierung angeschlossen. Mit den Stichworten 
„produktspezifische Abkommen“ und „Erlösstabilisierung“ ließe sich 
diese Position verkürzt umschreiben; das heißt: Zustimmung nur zu 
einem Rohstoff-Fonds, der als Ausgleichskasse für geplante einzelne 
internationale Rohstoffabkommen eine begrenzte Erlösstabilisierung 
finanzieren soll, weiterhin keine Zustimmung zu einem integrierten Pro­
gramm und zu einer Indexierung der Rohstoffpreise (die nach den Vor­
stellungen der Entwicklungsländer an die Preisentwicklung der Industrie­
güter gekoppelt werden sollen).

Beim zweiten Punkt ist dagegen die Haltung der Bundesregierung trotz 
beschwichtigender Verlautbarungen unverändert. Die Bundesrepublik 
Deutschland hatte das 0,7%-Ziel der Vereinten Nationen für die 2. Ent­
wicklungsdekade (Anteil der öffentlichen Hilfeleistungen am Brutto­
sozialprodukt) akzeptiert und die Zusage gegeben, dieses Ziel sobald als 
möglich zu realisieren. Während eine Reihe von westlichen Ländern sich 
diesem Ziel nähern oder es gar übertreffen, haben die Leistungen der 
Bundesrepublik relativ gesehen einen Tiefpunkt erreicht, ein weiteres 
Abfallen ist vorauszusehen, wenn die zurzeit gültige Finanzplanung ver­
wirklicht wird. Die Bundesrepublik ist in Verzug geraten. Die kürzlich 
ausgehandelte einmalige Sonderhilfe für die ärmsten Entwicklungslän­
der in Höhe von 1 Milliarde Dollar, an der sich die Bundesregierung be-
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teiligen will, erscheint angesichts dieser Sachlage vielen Betrachtern als 
der Versuch eines Sich-Freikaufens von den selbst auferlegten Verpflich­
tungen.

Auch zum dritten oben genannten Punkt liegt vonseiten der Bundes­
republik kein nennenswertes Angebot vor. Während die Entwicklungs­
länder ein Schuldenmoratorium fordern, hält (nach jüngsten Verlaut­
barungen) der Bundesfinanzminister und mit ihm die Bundesregierung 
eine allgemeine Behandlung des Schuldenproblems nicht für angebracht. 
Die Schuldenlast habe sich nicht in besorgniserregendem Maße erhöht, 
die Zuteilung neuer zusätzlicher Kreditmöglichkeiten beim Internatio­
nalen Währungsfonds wird nicht für notwendig erachtet; den Gedanken 
einer Sonderfazilität(-erleichterung) für die sogenannten Schwellen­
länder Brasilien, Mexiko, Korea, Spanien und Portugal hält der Minister 
dagegen für verfolgenswert.
Einige umfassende Vorschläge aus jüngster Zeit zur Behandlung der 
Schuldenproblematik der Entwicklungsländer sind auf offizieller politi­
scher Ebene dagegen bisher noch nicht aufgegriffen worden:
•  Moratorium bezüglich der öffentlichen Schulden für besonders be­
dürftige Entwicklungsländer (Otto Graf Lambsdorff);
•  Einbeziehung der rückfließenden Zins- und Tilgungszahlungen aus 
deutschen öffentlichen Krediten in den laufenden Haushalt des BMZ 
(Uwe Holtz)',
•  Schaffung eines neuen internationalen Entwicklungsfonds aus den ge­
samten rückfließenden Zins- und Tilgungszahlungen aus öffentlichen 
Krediten (U. Nembach/U. E. Simonis).
Wie bereits angedeutet, sind die Problembereiche, die derzeit im 
„globalen Basar“ gehandelt werden, klein im Verhältnis zu den Proble­
men, die behandelt werden müßten -  ein Vergleich mit dem RIO-Be- 
richt macht dies besonders deutlich. Warum dies so ist, und welche 
Schwierigkeiten sich bei einer Erweiterung der Problemdiskussion in den 
Industrie!ändern — und damit auch in der Bundesrepublik — ergeben wür­
den, dieser Frage soll im folgenden kurz nachgegangen werden.

Kaum jemand -  außer vielleicht Herman Kahn -  kann sich vorstellen, 
daß die arme Mehrheit dieser Welt so werden und in Zukunft so wird 
leben können, wie die reiche Minderheit von heute. Daß in den Entwick­
lungsländern die in den westlichen Industrieländern vorherrschenden 
Standards in solchen Konsumbereichen wie Verkehr und Energie — und 
im Konsumgüterbereich insgesamt -  erreicht werden, ist kaum denkbar. 
Auch könnte eine Vervielfältigung der globalen Umweltbelastung, wie 
sie sich bei nicht qualifizierter Annäherung der Investitions- und Kon­
sumstandards zwischen Industrie- und Entwicklungsländern ergeben 
müßte, keine sehr wünschenswerte Welt ausmachen. Deshalb muß heute 
vor allem auch das Problem erkannt werden, das die Investitions- und
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Konsumgewohnheiten der reichen Länder darstellen. Der Versuch, eine 
Neue Internationale Wirtschaftsordnung zu schaffen, kann nicht auf 
den exklusiven Wachstumserwartungen im bisherigen Sinne basieren. 
Schon die Erfahrung bei uns zeigt deutlich, daß selbst ein rapides Wirt­
schaftswachstum nicht notwendigerweise soziale Gerechtigkeit, 
Gleichheit in der Machtverteilung, Angleichung der Lebenschancen und 
Lebensmöglichkeiten bedeutet. Unsere Entwicklung ist unterande- 
rem auch gekennzeichnet durch eine Fehlnutzung vorhandenen Wis­
sens, in Sonderheit durch eine Mißachtung der sozialen Kosten des 
technologischen Fortschritts.
Mein Fazit aus diesen Bemerkungen: Die reichen Industrieländer (und 
voran die Bundesrepublik Deutschland) müssen erkennen, daß neue 
Richtungen einzuschlagen sind, nicht nur um zu einer neuen gerechteren 
internationalen Ordnung zu kommen, sondern auch um mit den eigenen 
Problemen besser fertig zu werden.

Man kann diese Notwendigkeiten in wenigen Stichpunkten zusammen­
fassen:
•  Die Industrieländer müssen sich von der quantitativen Wachs­
tumsideologie hin zu einem umfassender verstandenen Wohlfahrts- oder 
Qualitätskonzept der Entwicklung bewegen.
•  Die Technologie muß den Grundrechten der Gesellschaft unterstellt 
werden. Es muß nach dem Übergang von einem energieverschwenden­
den, arbeitsplatzsparenden technischen Fortschritt zu einem minde­
stens teilweise energiesparenden und arbeitsplatzschaffenden Fort­
schritt gesucht werden.
•  Man muß zu einer sinnvolleren Nutzung der knappen Ressourcen und 
zu einer gerechteren Verteilung der daraus entstehenden Güter kom­
men, beispielsweise durch:
-  Erhöhung der Lebensdauer der Produkte und damit Abbau der Ver­
schwendung
-  Bestimmung von Mindeststandards in den Entwicklungsländern 
(Mindestversorgungsgrade) und von Maximalstandards in den Industrie­
ländern (Maximalstandards im Sinne einer angemessenen, nicht zu über­
schreitenden Versorgung)
-  Beendigung des Rüstungswettlaufs, der nicht nur destruktiv ist, 
sondern auch eine Ressourcenverschwendung ohnegleichen darstellt.

Die besondere Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland im Hin­
blick auf die Schaffung einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung 
und die hier angeschnittenen Fragen scheint offensichtlich zu sein, wenn 
sie auch derzeit noch kaum erkannt wird. Nach den USA ist die Bundes­
republik die zweitgrößte Handelsnation der Welt; bezieht man den 
Handel auf Bevölkerung und Sozialprodukt, so kann man gar sagen, sie
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ist die bedeutendste Handelsnation der Welt. Die reale Exportquote 
(dh das Verhältnis von Exporten zum Bruttosozialprodukt in Preisen 
von 1962) liegt bei über 30%; absolut gesehen und im Vergleich zum 
Handelsvolumen gibt es kein anderes Land auf der Welt, daß einen solch 
großen Bestand an Devisen aufzuweisen hat. Dies heißt aber, daß die 
Bundesrepublik aus der bisherigen internationalen Arbeitsteilung 
außergewöhnliche Vorteile gezogen hat und zieht. Veränderungen der 
internationalen Wirtschaftsordnung sind nicht möglich ohne Ver­
änderungen in unserem Lande. So schreibt Werner Holzer sehr zurecht, 
„... daß nur sehr wenige Menschen in unserem Lande begreifen wollen, 
wie vollkommen die Abhängigkeit der Bundesrepublik von einem funk­
tionierenden weltwirtschaftlichen System ist -  nicht nur wenn es um 
Rohstoffe geht, sondern auch wenn Fragen der Gerechtigkeit und poli­
tischer Moral eine Rolle spielen ...; anderseits feiert der nationale Ego­
ismus unserer Wohlstandsgesellschaft immer wieder neue Triumphe“. 
Unpopuläre Themen werden bei uns krampfhaft aus der öffentlichen 
Diskussion herausgehalten -  oder aber so behandelt, wie es in den An­
fangszitaten aus der Wochenzeitung Die Zeit zum Ausdruck kommt. 
Die Frage der Schaffung einer Neuen Internationalen Wirtschaftsord­
nung und der dazu notwendigen Anpassungen bei uns ist wesentlich ab­
hängig von der Veränderung der öffentlichen Meinung. Diese öffent­
liche Meinung -  so ist zu vermuten -  ist nicht sonderlich zugunsten der 
Entwicklungsländer ausgerichtet. Allerdings kann man gelegentlich 
einen Gegensatz zwischen der veröffentlichten Meinung und der tat­
sächlichen Meinung engagierter Teile der Bevölkerung feststellen. Die­
ser Gegensatz kann in Zukunft zunehmen, wenn unsere Regierung im 
Nord-Süd-Dialog weiterhin eine so harte Linie hält wie bisher.

Die Forderung nach einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung 
braucht eine stärkere „Lobby“ in den reichen Ländern. Nur dann, wenn 
besorgte Bürger und Politiker gemeinsam die Aufgabe begreifen und in 
Angriff nehmen, die hier gestellt ist, besteht die Chance, tragfähige 
Lösungen zu entwickeln und neue Impulse zu geben.
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